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Pflichten für Ausbildende und Auszubildende  
Nachstehend geben wir Ihnen wichtige Rechtsvorschriften zur Kenntnis, die Verhaltenspflichten von Ausbilden-
den und Auszubildende im laufenden Ausbildungsverhältnis beschreiben. Die wesentlichen Pflichten gibt das Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) in §§ 13 und 14 vor. Für minderjährige Auszubildende sind zudem die Regelungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) zu beachten. 

Pflichten der Ausbildenden 

§ 14 BBiG – Berufsausbildung  
 
(1) Ausbildende haben  
 

1. dafür zu sorgen, dass den Auszubildenden die berufliche Handlungsfähigkeit vermittelt wird, die 
 zum Erreichen des Ausbildungsziels erforderlich ist, und die Berufsausbildung in einer durch ihren 
 Zweck gebotenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das Aus-
 bildungsziel in der vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann, 

2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder oder eine Ausbilderin ausdrücklich damit zu beauftragen, 

3. Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge, Werkstoffe und Fachli-
 teratur zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Ab-
 schlussprüfungen, auch soweit solche nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses statt-
 finden, erforderlich sind, 

4. Auszubildende zum Besuch der Berufsschule anzuhalten, 

5. dafür zu sorgen, dass Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körperlich nicht ge-
 fährdet werden. 

 
(2) Ausbildende haben Auszubildende zum Führen der Ausbildungsnachweise nach § 13 Satz 2 Nr. 7 anzuhalten 

und diese regelmäßig durchzusehen. Den Auszubildenden ist Gelegenheit zu geben, den Ausbildungsnachweis 
am Arbeitsplatz zu führen. 

 
(3) Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren kör-

perlichen Kräften angemessen sind. 
 
§ 15 BBiG – Freistellung und Anrechnung 
 
(1) Ausbildende dürfen Auszubildende vor einem vor 9 Uhr beginnenden Berufsschulunterricht nicht beschäfti-

gen. Sie haben Auszubildende freizustellen  
 

1. für die Teilnahme am Berufsschulunterricht, 

2. an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Minuten, ein-
 mal in der Woche, 

3. in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 Stunden an min-
 destens fünf Tagen, 

4. für die Teilnahme an Prüfungen und Ausbildungsmaßnahmen, die auf Grund öffentlich-rechtlicher 
 oder vertraglicher Bestimmungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen sind, und 

5. an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlussprüfung unmittelbar vorangeht. 
  

Im Fall von Satz 2 Nr. 3 sind zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stunden wö-
chentlich zulässig. 

 
(2) Auf die Ausbildungszeit der Auszubildenden werden angerechnet  
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1. die Berufsschulunterrichtszeit einschließlich der Pausen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1, 

2. Berufsschultage nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 mit der durchschnittlichen täglichen Ausbildungszeit, 

3. Berufsschulwochen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 mit der durchschnittlichen wöchentlichen Ausbil-
 dungszeit, 

4.  Zeit der Teilnahme einschließlich der Pausen und 

5. durchschnittlichen täglichen Ausbildungszeit. 
 
(3) Für Auszubildende unter 18 Jahren gilt das Jugendarbeitsschutzgesetz. 
 
§ 9 JArbSchG – Berufsschule  
 
(1) Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am Berufsschulunterricht freizustellen. Er darf den 

Jugendlichen nicht beschäftigen 
 

1. vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht; dies gilt auch für Personen, die über 18 Jahre alt und noch 
berufsschulpflichtig sind, 

2. an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Minuten, einmal in 
der Woche, 

3. in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 Stunden an mindestens 
fünf Tagen; zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stunden wöchentlich sind zu-
lässig. 

 
(2) Auf die Arbeitszeit des Jugendlichen werden angerechnet 
 

1. Berufsschultage nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 mit der durchschnittlichen täglichen Arbeitszeit, 

2. Berufsschulwochen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 mit der durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit, 

3. im Übrigen die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen. 
 
(3) Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufsschule nicht eintreten. 
 
§ 32 JArbSchG – Erstuntersuchung 
 
Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf nur beschäftigt werden, wenn  

 
1. er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt untersucht worden ist (Erstuntersuchung) und 

2. dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung vorliegt. 
 

§ 33 JArbSchG - Erste Nachuntersuchung 

(1) Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der Arbeitgeber die Bescheinigung eines Arztes dar-
über vorlegen zu lassen, dass der Jugendliche nachuntersucht worden ist (erste Nachuntersuchung). Die   
Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zurückliegen. Der Arbeitgeber soll den Jugendlichen neun 
Monate nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nachdrücklich auf den Zeitpunkt, bis zu dem der Jugendli-
che ihm die ärztliche Bescheinigung nach Satz 1 vorzulegen hat, hinweisen und ihn auffordern, die Nachun-
tersuchung bis dahin durchführen zu lassen. 

 
(2) Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines Jahres vor, hat ihn der Arbeitgeber innerhalb 

eines Monats unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot nach Absatz 3 schriftlich aufzufordern, ihm   die Be-
scheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift des Aufforderungsschreibens hat der Arbeitgeber dem Perso-
nensorgeberechtigten und dem Betriebs- oder Personalrat zuzusenden. 
 

(3) Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nicht weiter be-
schäftigt werden, solange er die Bescheinigung nicht vorgelegt hat. 
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Pflichten der Auszubildenden 

§ 13 BBiG – Verhalten während der Berufsausbildung 
 
Auszubildende haben sich zu bemühen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erwerben, die zum Erreichen des 
Ausbildungsziels erforderlich ist. Sie sind insbesondere verpflichtet,  
 

1. die ihnen im Rahmen ihrer Berufsausbildung aufgetragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen, 

2. an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die sie nach § 15 freigestellt werden, 

3. den Weisungen zu folgen, die ihnen im Rahmen der Berufsausbildung von Ausbildenden, von Ausbildern 
oder Ausbilderinnen oder von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden, 

4. die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten, 

5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln, 

6. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren, 

7. einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis zu führen. 
 

§ 32 JArbSchG – Erstuntersuchung 
 
Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf nur beschäftigt werden, wenn  

 
1.  er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt untersucht worden ist (Erstuntersuchung) und 

2.  dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung vorliegt. 
 
§ 33 JArbSchG - Erste Nachuntersuchung 

(1)  Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der Arbeitgeber die Bescheinigung eines Arztes 
darüber vorlegen zu lassen, dass der Jugendliche nachuntersucht worden ist (erste Nachuntersuchung). Die   
Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zurückliegen. Der Arbeitgeber soll den Jugendlichen neun 
Monate nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nachdrücklich auf den Zeitpunkt, bis zu dem der Jugendli-
che ihm die ärztliche Bescheinigung nach Satz 1 vorzulegen hat, hinweisen und ihn auffordern, die Nachun-
tersuchung bis dahin durchführen zu lassen. 

 
(2) Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines Jahres vor, hat ihn der Arbeitgeber innerhalb 

eines Monats unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot nach Absatz 3 schriftlich aufzufordern, ihm die Be-
scheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift des Aufforderungsschreibens hat der Arbeitgeber dem Perso-
nensorgeberechtigten und dem Betriebs- oder Personalrat zuzusenden. 
 

(3) Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nicht weiter  
beschäftigt werden, solange er die Bescheinigung nicht vorgelegt hat. 

 

Kontakt 

Ärztekammer Berlin 

Abteilung 3 – Schwerpunkt Berufsbildung 

Friedrichstraße 16, 10969 Berlin 

T:  +49 30 408 06 - 26 26 

F:  +49 30 408 06 - 26 99 

E:  MedF@aekb.de  

I:  www.aekb.de 
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